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Janine Bex (Innsbrucker Pla-

nungs- und Mobilitätsstadträtin) 

„Das Projekt einer 
Untertunnelung 

hat die Landesstraßen-
verwaltung 2021 von sich 
aus zurückgezogen.“
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Innsbruck – Mit klarer Mehr-
heit hat der Innsbrucker Ge-
meinderat dieser Tage den 
Projektbeschluss für umfang-
reiche Straßenbaumaßnah-
men am Südring (B174) ge-
troffen. Wie berichtet, wird 
der Abschnitt zwischen der 
Leopoldstraße im Osten und 
der Andreas-Hofer-Straße im 
Westen ab Frühjahr 2025 zwei 
Jahre lang zur Großbaustelle  – 
zunächst auf der Süd-, dann 
auf der Nordseite. Land Ti-
rol (federführend), Stadt und 
Innsbrucker Verkehrsbetriebe 
investieren ca. 6,1 Mio. Euro. 

Zum einen gehe es um die 
dringend nötige Sanierung 
der Straßenbahn-Gleisanla-
gen sowie der IVB-Haltestelle 
Cineplexx, die nicht mehr den 
heutigen Anforderungen ent-
spricht, erklärte Tiefbaustadt-
rätin Mariella Lutz (JA) im 
Gemeinderat. Zum anderen 
wird die Straße selbst saniert 

– verbunden mit dem lang 
geplanten Ausbau der Rad-
weginfrastruktur am Südring. 
Beidseitig entstehen nun zwei-
spurige Radwege – im Süden 
zunächst eine durchgehende 

Verbindung von der Olympia-
brücke bis zum Westbahnhof. 
Angedacht ist, diese Achse in 
einem weiteren Schritt über 
das ÖBB-Areal bis zur Karwen-
delstraße zu führen (und von 
dort weiter via Karwendelbö-
gen bis zum Innradweg). Im 
Zuge der Neugestaltung wird 
der Südring-Abschnitt u. a. mit 
43 neuen Bäumen begrünt.

Das „Neue Innsbruck“ 
enthielt sich der Stimme, FPÖ 
und Liste Fritz stimmten ge-
gen den Projektbeschluss. 
Das Argument der Kritiker: 
Die Chance für eine „größere 
Verkehrslösung“ rund um den 
Hotspot Grassmayrkreuzung – 
in Form einer Unterflurtrasse 
bzw. Untertunnelung – sei da-
mit endgültig vertan. Eine Un-
terflurtrasse „hätte den Raum 
oberirdisch für die schwächs-
ten Verkehrsteilnehmer erwei-
tert, eine signifikante Entzer-
rung des Verkehrs ermöglicht 

und die Aufenthaltsqualität für 
die Menschen erheblich ver-
bessert“, befindet StR Markus 
Stoll (Neues Innsbruck).

Mobilitätsstadträtin Janine 
Bex (Grüne) verweist hingegen 
darauf, dass die Landesstra-
ßenverwaltung eine Untertun-
nelung der Grassmayrkreu-
zung 2021 von sich aus bei der 
Straßenbaubehörde zurück-
gezogen habe. „Das aktuell 
beschlossene Projekt wäre in 
jedem Fall aus Kosten-Nut-
zen-Sicht priorisiert worden.“ 
Generell arbeite man – auch 
am Südring – daran, motori-
sierten Individualverkehr zu 
reduzieren, mehr Menschen 
auf Öffis und Rad zu bringen 
und den Verkehrsfluss insge-
samt besser zu steuern.

Landesbaudirektor Chris-
tian Molzer bestätigt, dass es 
bezüglich Untertunnelung 
„keine weiteren Prüfungen“ 
von Landesseite gibt. (md)

Weg frei für Südring-Baustelle 
Neugestaltung bringt Radwegausbau. Kritiker sehen Chance auf große Lösung vertan. 

Im Zuge der Sanierungssarbeiten am Südring zwischen Leopoldstraße und 

Westbahnhof entstehen beidseitig Radwege. Eine Unterflurtrasse, wie von 

Teilen der Opposition gefordert, ist auch fürs Land kein Thema. Fotos: Domanig, Falk
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I
mmer noch für Aufre-
gung sorgt der letzte
Innsbrucker Gemeinde-

rat, genauer gesagt in Person
GR FabianWalch (FPÖ).
Walch verwendete im Zu-
sammenhang mit den neuen
Richtlinien zur Wohnungs-
vergabe den Begriff „Bevöl-
kerungsaustausch“. Vize-BM
Elli Mayr (SPÖ) reagierte:
„Herr Gemeinderat Walch,
ich möchte Sie gerne darauf
hinweisen, dass der Begriff
,Bevölkerungsaustausch’
tatsächlich ein sehr proble-
matischer ist und wir res-
pektvoll umgehen wollen in
der Sprache, wenn wir von
der in Innsbruck ansässigen
Bevölkerung sprechen.“
Doch davon wollte Walch
nichts wissen und antworte-
te, er würde seine Worte
sehr bewusst wählen. Doch
dieWortwahl blieb nicht un-
beantwortet, denn mittler-
weile kursiert ein Musik-Vi-
deo in den Sozialen Medien,
wie etwa auf dem Instagram-
Kanal der „Tiroler Krawall-
musik“, auf dem Walch lä-
cherlich gemacht werden
soll: „Für Faschos ist hier
kein Platz, tausch dich doch
bitte selbst aus und mach für
gute Leute Platz. Fabian
Walch ist ein bissl dings und
brabbelt dumme Phrasen“,
heißt es da. Ein weiterer
Punkt sorgt für Wirbel: So
schreibt Walch im aktuellen
„Innsbruck informiert“:
„Wer nicht Deutsch kann,
hat in unseren Schulen
nichts verloren und wer es
nicht lernen will, soll den
Heimflug antreten!“ Über
diese Aussage empörten sich
einige Gemeinderäte. Sie
brachten jedoch auch zur
Sprache, dass es gerade die
FPÖ ist, die bei Anträgen
zur Förderung von Sprach-
kursen nicht mitstimmt. StR
Janine Bex (Grüne): „Diese
Überheblichkeit, diese Arro-
ganz! Ihr verwehrt nämlich

Kindern die Möglichkeit,
diese Sprache zu lernen. Ihr
mit eurer Stimme. Das ist
ein Schlag ins Gesicht für al-
le Organisationen, die tag-
täglich für eine bessere In-
tegration kämpfen. Das
zeigt auch, dass ihr kein In-
teresse habt, Menschen in
unsere Gesellschaft einzu-
binden, sondern Spaltung
undHetze betreibt!“
GR Andrea Haselwanter-

Schneider (Liste Fritz)
schließt sich dem an: „Ich
saß im Bildungsausschuss
und habe mir gedacht, als
ich diese Angebote (die
Sprache vor Beginn der
Schule zu lernen) gesehen
habe, dass diese sehr sinn-
voll sind. Der Kollege der
FPÖ liest die Überschrift
und sagt sofort, dass die
FPÖ dagegen stimmt. Euch
passt es nicht, wenn wir In-
tegrationsmaßnahmen set-
zen, euch passt es auch
nicht, wenn wir nichts tun.
Eure Lösungsansätze sind
mit nationalem und interna-
tionalem Recht nicht verein-
bar.“ Von der „Krone“ ge-
fragt, steht Walch freilich

Tiroler Politik
kurz notiert

hinter seinem Stimmverhal-
ten: „Solange es keinen
Masterplan der Stadt gibt,
die zügellose Völkerwande-
rung einzudämmen, sehen
wir keine Notwendigkeit, in
Integrationsmaßnahmen zu
investieren, da es ein Fass
ohne Boden ist.“
Die Sache ist noch nicht

gegessen. GR Mesut Onay
(Ali) an Walch gerichtet:
„Sie stimmen im Gemeinde-
rat gegen Deutschkurse,
Frauenförderungs- und In-
tegrationsmaßnahmen, aber
konsequent für spekulativen
Wohnbau.“ Auch er ver-
weist auf „Innsbruck infor-
miert“ und meint: „Die
Schwelle des Erträglichen

ist längst überschritten.“
Mittlerweile hat Ali eine
Sachverhaltsdarstellung an
die Staatsanwaltschaft we-
gen Verdacht auf Volksver-
hetzung übergeben, die sich
gegen Walch richtet. „Der
konkrete Vorwurf lautet auf
bewusste und breit veröf-
fentlichte Verletzung der
Menschenwürde und Herab-
setzung von Kindern nicht-
deutscher Muttersprache“,
heißt es darin.

I
ndes legt die KPÖ in Sa-
chen Sachverhaltsdarstel-
lung an die Staatsanwalt-
schaft zur Causa Bausperre
in Amras nach. Der verant-
wortliche Jurist sei nämlich
der Telfer Vizebürgermeister
Johannes Augustin (Neos):
„Johannes Augustin hat im
Auftrag der Kanzlei AWZ
das Drohschreiben gegen die
Mitglieder des Gemeinde-
rats verfasst. Als Vizebür-
germeister von Telfs sollte
er mehr Respekt vor der De-
mokratie haben. So ein Ver-
halten ist höchst problema-
tisch“, meint Klubobfrau Pia
Tomedi (KPÖ). Nadine Isser

„Die Grenze überschritten“
Nachwatten des Innsbrucker Gemeinderats, die Staatsanwaltschaft wird beschäftigt. Nicht

nur in Sachen „BausperreAmras“, sondern jetzt auchwegenVerdacht auf „Volksverhetzung“.

GR FabianWalch (FPÖ)
wurde in der letzten Sitzung
mehrmals scharf kritisiert.

GRMesutOnay (Ali) bringt
eineSachverhaltsdarstellung
beiderStaatsanwaltschaftein.

KO PiaTomedi (KPÖ) findet
Verhalten desTelferVize-BM
„höchst problematisch“.
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Innsbruck – Wie geht es nach 
der einvernehmlichen Tren-
nung von Rektorin Sandra 
Ückert an der privaten Univer-
sität des Landes für Gesund-
heitswissenschaften UMIT in 
Hall weiter? Jedenfalls dürfte 
eine umfassende Strukturre-
form anstehen. Wie viele der 
22 Studiengänge und vier De-
partments bestehen bleiben, 
hängt von der Standortanalyse 
in den Bereichen Life Sciences 
und Biowissenschaften, Medi-
zin und Gesundheitswissen-

schaften, technische Wissen-
schaften, Pflegewissenschaft 
oder Tourismus ab. Ende des 
Jahres dürfte sie vorliegen.

Die Stoßrichtung von Wis-
senschafts-LR Cornelia Hagele 
(VP) ist klar, wie sie gegenüber 
der TT erklärt. Überschnei-
dungen bzw. Lücken im Lehr-
angebot, bestehende Koopera-
tionen und Synergiepotenziale 
zwischen UMIT, Medizin-Uni, 
Uni Innsbruck, Management-
center MCI, Fachhochschule 
Kufstein sowie jener für Ge-

sundheit sollen herausgefiltert 
werden. Schließlich geht es 
ums Geld und mögliche  Dop-
pelgleisigkeiten. 

Bis 2028 fließen noch 40 
Mio. Eur o in die UMIT, jähr-
lich also rund zehn Millionen 
Euro. Bis 2010 waren es ledig-
lich 2,9 Millionen. 2023 ver-
zeichnete die UMIT Einnah-
men von rund 15,9 Millionen 
Eur o, aus Eigenerlösen wie 
Studiengebühren konnte sie 
sich nur zu knapp 43 Prozent 
finanzieren. Davon entfie-

len 4,5 Mio. Euro auf Ausbil-
dungs- und Studiengebühre n. 

Erst wenn Klarheit über 
die künftige Ausrichtung der  
UMIT herrscht, wird die Neu-
ausschreibung des Rektorats 
erfolgen. Bis dahin führt Ru-
dolf Steckel die Hochschule 
interimistisch. Nicht nur am 
fehlenden Entwicklungsplan 
von Ex-Rektorin Ückert schie-
den sich zuletzt die Geister, 
angesichts der Landesmilli-
onen auch an den Finanzen. 
Vor allem beim Budget gab es 

offene Fragen. Offenbar wur-
de von der UMIT-Führung zu 
wenig auf Zweckmäßigkeit 
und Sparsamkeit geachtet. 
Die Zuschüsse stiegen, die 
Erlöse gingen zurück.

Die Opposition sieht hin-
gegen kein Licht mehr für 
die Landes-Uni. Liste Fritz 
und NEOS fordern ein „Aus-
laufen“ der UMIT. Vielmehr 
sollte das MCI den Standort 
in Hall nützen. (pn)

Mehr auf Seite 4

 Land lässt UMIT-Zukunft offen
Bis 2028 fließen noch 40 Mio. Euro in private Landes-Uni. Opposition fordert bereits Aus. 



Liste Fritz: Für Klubchef 
Markus Sint müsste die 
„UMIT als Option abgewickelt 
und zugesperrt werden“. Er 
vermisst einerseits einen 
„Mehrwert“ der UMIT und 
kritisierte zudem Millionenzah-
lungen durch die Steuerzah-
ler. Schlussendlich könne 
das UMIT-Gebäude als neue 
Heimat für das MCI dienen, 
damit löse die Landesregie-
rung zwei Aufgaben auf einen 
Schlag.

NEOS: Landtagsabgeordnete 
Birgit Obermüller fordert von 
Wissenschaftslandesrätin 
Hagele (VP) Mut ein, „das 
gescheiterte Projekt UMIT zu 
beenden“. Auch sie spricht 
sich für die Übersiedelung 
des MCI nach Hall aus.

ÖVP: Hochschulsprecher 
und Landtagsvizepräsident 
Dominik Mainusch ortete 
hingegen ein „geordnetes 
Vorgehen“ in der Causa. Jetzt 
gelte es „ruhig und sachlich 
weiterzuarbeiten“.

Reaktionen

Die UMIT in Hall steht seit Donnerstag unter einer neuen interimistischen 

Führung. Die Zukunft der privaten Universität des Landes ist offen. Foto: Böhm

Von Peter Nindler

Innsbruck – Hinter den Ku-
lissen rumorte es zwischen 
dem Land Tirol und der Füh-
rung der UMIT in Hall schon 
seit Monaten. Intern an der 
privaten Landesuniversität 
für Gesundheitswissenschaf-
ten und -technologie bereits 
seit eineinhalb Jahren. Dazu 
beigetragen haben auch der 
Führungs- und Kommuni-
kationsstil von Rektorin San-
dra Ückert und Vizerektor 
Bernhard Tilg gegenüber den 
MitarbeiterInnen. Dass sich 
Ückert und Tilg privat sehr 
nahestehen, war für das Kli-
ma an der UMIT außerdem 
nicht gerade förderlich.

Gleichzeitig gab es immer 
wieder Diskussionen über die 

inhaltliche Ausrichtung der 
Landesuniversität. Mit den 
vier Departments und den 22 
Studiengängen sei die UMIT 
zu aufgebläht, heißt es. Und 
das kostet eben. Schließlich 
hat das Land seit Gründung 
der UMIT seinen Finanzie-
rungsbeitrag kontinuierlich 
erhöht – auf mittlerweile mehr 
als zehn Millionen Euro.

Die Finanzen waren letztlich 
Auslöser dafür, dass die Gesell-
schafter – Land Tirol und Uni 
Innsbruck – auf Empfehlung 
des Aufsichtsrats am Mitt-
woch die Reißleine gezogen 
und sich einvernehmlich von 
Ückert getrennt haben. Auch 
Tilgs Mandat als Vizerektor 
erlischt damit automatisch. 
Es ging um das Budget sowie 
um die damit eng verbundene 
Personalpolitik Ückerts. Auf 
die Wirtschaftlichkeit, Zweck-
mäßigkeit und Sparsamkeit 
werde zu wenig geachtet, lau-
tet der Hauptvorwurf. Die 
Entwicklung der operativen 
Einnahmen im Verhältnis zu 
den Landesförderungen wirft 
ebenfalls Fragen auf.

Unterm Strich sind die Zu-
schüsse des Landes nämlich 
deutlich gestiegen, die Um-
satzerlöse blieben hingegen 
hinter den Erwartungen zu-
rück. So betrugen die Einnah-
men 2021 rund 7,2 Millionen 
Euro oder 48,78 Prozent. Ein 
Jahr später gingen sie auf 47 
Prozent zurück. Zwar lagen die 
Erlöse u. a. aus Ausbildungs- 
und Studiengebühren mit 7,3 
Mio. Euro etwas darüber, doch 
im gleichen Zeitraum erhöhte 
sich die Förderung des Landes 
um eine Million auf 8, 3 Milli-
onen Euro.

In der Bilanz 2023 klafften 
Zuschüsse und Einnahmen 
noch weiter auseinander. Die 
Eigenfinanzierungsquote der 
privaten Hochschule sank auf 
43 Prozent. Den Umsatzer-
lösen von 6,8 Millionen Euro 
standen Förderungen des Lan-
des von knapp neun Millionen 
Euro gegenüber.

Immer mehr 
Zuschüsse, aber 
weniger Erlöse

Die Schere zwischen den Millionen-

Förderungen des Landes und den Umsatz-

erlösen ging bei der privaten Hochschule 

UMIT zuletzt weit auseinander. 

Politik in Kürze

D er Zillertaler Franz 

Hörl (ÖVP) ist zufrie-
den, obwohl er den Einzug 
in den Nationalrat verpasst 
hat. Aber mit seinem Vor-
zugsstimmenwahlkampf 
konnte der auf Platz 21 der 
Bundesliste gereihte Touris-
tiker einen Achtungserfolg 
erzielen. 4173 Wählerinnen 
und Wähler wollten ihn er-
neut im Nationalrat sehen. 
„Bundesweit habe ich es auf 
Platz fünf aller ÖVP-Kandi-
daten geschafft. Das Ergeb-
nis ist beeindruckend.“ Es 
sei jedoch bedauerlich, dass 
im Nationalrat nun kein 
Vertreter aus der Touris-
musbranche bzw. Hotellerie 

aus dem Westen Österreichs 
sitze, um die Interessen in 
Wien zu vertreten. 

Der 67-Jährige dürfte 
aber weiterhin aktiv blei-

ben. Schließlich wird er in 
der Tiroler Jägerschaft als 
möglicher neuer Landesjä-
germeister gehandelt. Im 
kommenden Jahr finden 

Neuwahlen statt. Hörl wer-
den Ambitionen auf diese 
Funktion nachgesagt. Seit 
elf Jahren ist Anton Larcher 

oberster Vertreter der Tiro-
ler JägerInnen.

D as Bürgerforum Ti-
rol/Liste Fritz hält am 

Samstag seinen Bürgertag 
ab. 2018 folgte Landtagsab-
geordnete Andrea Hasel-

wanter-Schneider Partei-
gründer Fritz Dinkhauser 
als Parteiobfrau. Am Sams-
tag wird sie erneut für diese 
Funktion kandidieren. Ge-
meinsam mit Klubchef Mar-

kus Sint bildet sie die Speer-
spitze der Liste Fritz. (pn)

Franz Hörl hat noch Ambitionen

Franz Hörl spulte im Wahlkampf 13.000 Kilometer herunter und er-

reichte beachtliche 4173 Vorzugsstimmen. Foto: APA/Eder

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Alle Augen im 
„Innsbruck Tourismus“ sind 
seit gestern auf den 26. No-
vember gerichtet. Mit der für 
dieses Datum anberaumten 
Vollversammlung des Tou-
rismusverbandes steht und 
fällt das, was am Mittwoch 
im Aufsichtsrat heiß de-
battiert, letztlich aber mit 9 
Stimmen und drei Enthaltun-
gen beschlossen wurde: eine 
schrittweise Erhöhung der 
Aufenthaltsabgabe (Kurtaxe) 
im gesamten Verbandsgebiet.

Die Kurtaxe soll ab 1. Mai 
2025 von derzeit zwei Euro 
auf drei Euro erhöht werden. 
Ein Jahr später, also mit 1. 
Mai 2026, dann sogar auf vier 
Euro. Die Vollversammlung 
soll beiden Schritten in einem 
Beschluss den Segen geben.

Wie berichtet, wäre Inns-
bruck Tourismus so oder 
so um eine Erhöhung nicht 
herumgekommen. Die von 
Tourismuslandesrat Mario 
Gerber (VP) vorgelegte und 
Anfang Oktober vom Land-
tag abgesegnete Novelle des 
Tourismusgesetzes sowie des 
Aufenthaltsabgabengeset-
zes sieht neben einer (weiter 
strittigen) Reform der (von 
Tiroler Unternehmen zu de-

ckenden) Tourismusabgabe 
auch eine Erhöhung des Kur-
taxen-Mindestsatzes auf 2,60 
Euro vor. Der Höchstsatz von 
fünf Euro bleibt unverändert.

Vier Euro – das ist das, was 
die Bürgermeister Johannes 
Anzengruber (Innsbruck) 
und Christian Härting (Telfs) 
im Vorfeld öffentlich einge-
fordert hatten. Jedoch sollte 
davon ein Euro zur Finanzie-
rung kommunaler (Freizeit-)
Infrastruktur zweckgebunden 
werden. Beide sitzen auch im 
TVB-Aufsichtsrat. Für sie ist 

es Sieg und Niederlage zu-
gleich. Politisch formuliert 
ist der Aufsichtsratsbeschluss 
also ein Kompromiss. Die 
Erhöhung wird der Vollver-
sammlung empfohlen, die 
Zweckwidmung fiel durch. 
Härting wertet den BM-Vor-
stoß trotzdem am Ziel. Weil 
den Regionen im TVB den-
noch über die 2025 neu ein-
zuführenden „Regionalbud-
gets“ Gelder zur Verfügung 
stünden – projektbezogen. 
Man habe sich darauf einigen 
können, weil „wir nicht mit 
dem Kopf durch die Wand 
wollten“. Ebenso war Härting 
das Signal wichtig, dass die-
se Mittel „der Gast zahlt und 
nicht der Einheimische“.

Ob der Beschluss des Auf-
sichtsrats in der Vollver-
sammlung bestätigt wird? 
Härting geht davon aus. Er 
verweist darauf, dass der TVB 
ein „gutes Paket anbieten 
kann – das muss dem Gast 
auch vier Euro wert sein“.

Fix ist das freilich nicht. Im 
Aufsichtsrat gab es auch kriti-
sche Stimmen. Insbesondere 
die städtische Hotellerie- und 
Gastro-Branche soll sich dem 

Vernehmen nach heftig gegen 
die Erhöhung der Kurtaxe auf 
vier Euro wehren. Und dürf-
te vor der Vollversammlung 
wohl noch einmal dagegen 
mobilisieren. Im Aufsichts-
rat ist man jedenfalls vorge-
warnt – eine Info-Offensive 

für alle TVB-Mitglieder soll in 
Vorbereitung sein. Und auch 
der Vorstand mit Obmann 
Peter Paul Mölk an der Spit-
ze wird gefordert sein, will 
man in der Vollversammlung 
den Kritikern nicht ins offene 
Messer laufen.

Denn Debatten könn-
te auch der Budgetplan für 
2025 hervorrufen. Die Erhö-
hung von drei auf vier Euro 
begründet TVB-CEO Barba-
ra Plattner gegenüber der TT 
nämlich auch damit, dass nur 
so „das Leistungsportfolio zu 

halten sein wird“. Im Plan für 
2025 steht ein prognostizier-
ter Abgang von 3,6 Millionen 
Euro. Dieser setze sich aus 
mehreren Faktoren zusam-
men, argumentiert Plattner. 
Einer seien die Minderein-
nahmen durch die Abgaben-
Reform. Hinzu käme die all-
gemeine Teuerung und auch 
das Faktum, dass die bis dato 
übliche Budgetierung einer 
Art Sicherheitspolster (prog-
nostizierte Mehreinnahmen) 
von der Tourismusabteilung 
im Land nicht länger gedul-
det sei. Auch für 2026 könn-
te ein Minus für die Budget-
erstellung drohen.

Rücklagen decken Minus

Für 2025 greift der TVB zur 
Abdeckung auf die Rücklagen 
zu. Von diesen 13 Millionen 
sind jedoch fünf Mio. E uro 
bereits zweckgebunden (Ver-
bindung Mutterer Alm/Li-
zum; Rangger Köpfl). Trotz 
budgetärem Rotstift könne 
sich der TVB so den nötigen 
Spielraum zur Umsetzung 
der neuen Strategie sowie für 
nötige Investitionen freihal-
ten, bleibt Plattner positiv.

Innsbruck verdoppelt Kurtaxe, 
Zweckwidmung abgeblasen

Aufsichtsrat von Innsbruck Tourismus mehrheitlich für Erhöhung, Minus 

im Budget dennoch bei 3,6 Mio. €. Teilerfolg für Anzengruber und Härting.

Trotz eines ausgewiesenen Minus für das kommende Jahr ist die budgetäre Flasche im Innsbruck Tourismus noch 

immer nicht leer. Die geplante Erhöhung der Aufenthaltsabgabe dürfte aber noch zu Debatten führen. Foto: Böhm

Christian Härting 

(Bürgermeister Telfs) 

„Wir sind einen Kom-
promiss eingegan-

gen, weil wir auch auf die 
Hoteliers und Unterneh-
mer eingehen wollten.“

Barbara Plattner 

(CEO Innsbruck Tourismus) 

„Wir haben den 
Rotstift im Budget 

angesetzt, trotzdem aber 
Spielraum für die Umset-
zung unserer Strategie.“

Liste Fritz
Rechteck



R
umort hat es bei der Ti-
roler Privatuniversität
schon länger, nun kam

es zum Knall: Die Gesell-
schafter (Land Tirol und
Leopold-Franzens-Univer-
sität Innsbruck) und Ge-
schäftsführerin und Rekto-
rin Sandra Ückert haben die
Zusammenarbeit in beider-
seitigem Einvernehmen mit
sofortiger Wirkung beendet.
Dies teilte die Umit gestern
offiziell mit: „In Abstim-
mung mit dem Aufsichtsrat
unterstützen alle Beteiligten
diesen Schritt, um insbeson-
dere die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit, Spar-
samkeit und Zweckmäßig-
keit sicherzustellen.“
Im Klartext: Offenbar hat

die Uni mit dem Landesgeld
kein Auslangen gefunden,
obwohl das Land im Ge-
schäftsjahr 2022/23 Finanz-
mittel in Höhe von 8,2 Mio.
€ zur Verfügung gestellt hat,
wie aus einer Anfragebeant-
wortung der Neos an Ge-
sundheits-LR Cornelia Ha-
gele hervorgeht. Ansonsten
zeigte sie sich aber sehr
schweigsam. Denn die Neos
wollten wissen, wie viele
Studierende in Hall und

Landeck eigentlich inskri-
biert sind und wie viele Stu-
diengänge angeboten wer-
den. „Etwas, das jede Ge-
schäftsführung doch norma-
lerweise in kürzester Zeit pa-
rat haben muss. Immerhin
sind die Studierenden ihre
Einnahmequelle“, zeigte
sich Neos-Bildungsspreche-
rin LA Birgit Obermüller ir-
ritiert und zog einen Ver-

gleich zu einem anderen aus-
gegliederten Landesunter-
nehmen: „Selbst bei den Ti-
roler Sozialen Diensten
TSD erhalten wir auf Anfra-
gen einen Überblick über die
aktuellen Zahlen der Asyl-
werber und Unterkünfte.“
LR Hagele argumentierte,
die Zahlen würden das ope-
rative Geschäft betreffen, in
das sie keinen Einblick ge-
ben könne. „Schweigen ist
nie ein gutes Zeichen für den
Steuerzahler“, so die Neos.
Mit der Abberufung von

Ückert, deren Führungsstil
von Teilen der Belegschaft
2023 massiv kritisiert wor-
den war, ist auch Ex-LR
Bernhard Tilg seinen Job als
Vizerektor los. Die Posten
werden neu ausgeschrieben,
in der Zwischenzeit über-
nimmt mit Professor Rudolf
Steckel ein ausgewiesener
Experte die Geschäfte.
Während VP-Hochschul-
sprecher Dominik Mai-
nusch von „geordnetem
Vorgehen“ spricht und die-
ses begrüßt, müsse laut den
Oppositionsparteien Neos
und Liste Fritz die Existenz-
berechtigung der Umit ehr-
lich geprüft werden. phil

Hing’schaut und
g’sund g’lebt

KRÄUTERPFARRER BENEDIKT
facebook.com/kraeuterpfarrer       kraeuterpfarrer.at  

Erdbeben an der Umit Hall
Führungsduomit Ex-LR BernhardTilg abberufen, ausgewiesener Fachmann übernimmt.

ÖVP begrüßt „geordnetesVorgehen“, Neos sehen sich bestätigt: „Schweigen ist nie gut“

Politisches Kleingeld auf
dem Rücken der UMIT und
all ihren Beteiligten ist
fehl am Platz. Die Politik
sollte den Blick
nun nach
vorne richten.

DominikMainusch, Land-
tags-Vizepräsident und
VP-Hochschulsprecher Fo
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Die Privat-Uni für Gesundheitswissenschaften in Hall ist
immer wieder in Turbulenzen. Kl. Bild: Ex-Rektorin Ückert.



hat das Projekt in zwei Teile 
gegliedert. Zentrale Bestand-
teile des ersten Abschnitts 
sind das Pumpspeicherkraft-
werk Versetz und der Spei-
cher im Platzertal. 

Bis April 2025 sollen die 
Unterlagen für die UVP vor-
liegen, mit einem endgülti-
gen Genehmigungsbescheid 
wird dann 2030 gerechnet. 

benötigen.
Mattle hat zuletzt darauf 

gedrängt, sie vorerst auf Eis 
zu legen. Für ihn haben die 
Speicherkapazitäten Vor-
rang, wenngleich der neue 
Speicher im Platzertal ebenso 
heftig kritisiert wird.

Im Land machen die über-
arbeiteten Ausbaupläne samt 
Wasserableitungen aus dem 

Tiwag-Schwanz nicht weiter 
mit dem Eigentümer-Hund 
wedeln lassen. Das Land Tirol 
muss klare energiepolitische 
Vorgaben machen, anstatt 
sich vom Landesenergiever-
sorger auf der Nase herum-
tanzen zu lassen.“ Die Ablei-
tungen aus dem Ötztal sind 
ein No-Go für die Tiroler Um-
welt, sagt Mair abschließend.

Politik in Kürze 

D ie Liste Fritz wird bei
den Wirtschaftskam-

merwahlen Anfang 2025 
erstmals kandidieren. Das 
gaben Parteiobfrau And-

rea Haselwanter-Schneider 
und Klubobmann Markus 

Sint am Freitag bekannt. Be-
sonders die Ein-Personen-
Unternehmen, Kleinst- und 
Kleinbetriebe will die Liste 
Fritz vor den Vorhang holen. 

Sie seien das Herzstück der 
Tiroler Wirtschaft und ihr 
Rückgrat, betont Sint. „Mehr 
als 50.000 Betriebe mit we-
niger als 50 Mitarbeitern 
gibt es in Tirol. Es sind diese 
Kleinunternehmer und ih-
re Mitarbeiter, die viel mehr 
Unterstützung seitens der 
Landesregierung verdienen 
und brauchen. Für diese will 
sich die Liste Fritz deshalb 

besonders einsetzen, auch 
weil sie derzeit kaum eine 
Stimme haben.“

I m Innsbruck Tourismus 

kommt es bei der Vollver-
sammlung Ende November 
zur finalen Abstimmung, 
ob die Aufenthaltsabgabe 
(Kurtaxe) auf vier Euro an-
gehoben werden soll. Wie 
berichtet, soll dies in zwei 

Schritten erfolgen: ab 1. Mai 
2025 von zwei auf drei Euro 
und ein Jahr später auf vier 
Euro. Der TVB-Aufsichtsrat 
hat dies am Mittwoch als 
Vorschlag an die Vollver-
sammlung beschlossen. 
Nicht aber, wie irrtümlich 
berichtet, mit neun Ja-Stim-
men und drei Enthaltungen, 
sondern drei Gegenstim-
men. Die Enthaltungen be-

zogen sich lediglich auf die 
ebenso gefassten Beschlüs-
se zum Budgetvoranschlag 
2025 und ein neu aufgeleg-
tes Strategiepapier.

D ie Prokuristin Elke Lu-

witsch übernimmt ab 
sofort interimistisch die Ge-
schäftsführung der „Kinder-
bildungsgesellschaft-KIB“ 
in Tirol. (pn, mami)

Liste Fritz will es auch in der Wirtschaftskammer wissen

Haselwanter-Schneider und Sint 

wollen auch bei der Wirtschafts-

kammerwahl punkten. Foto: Liste Fritz

Innsbruck – Der Betriebsrat 
und die Hochschülerschaft 
am Management Center 
Innsbruck MCI sprechen sich 
dezidiert gegen die Forde-
rung der Liste Fritz und der 
NEOS aus, das MCI an den 

UMIT-Standort Hall auszu-
siedeln. Es sei unverantwort-
lich, die 30-jährige Erfolgs-
geschichte des Management 
Center Innsbruck „an die 
Wand zu fahren“, indem nun 
auch noch der namensgeben-

de und identitätsprägende 
Standort Innsbruck in Frage 
gestellt werde“, kritisiert Be-
triebsratsvorsitzender Johan-
nes Dickel entsprechende 
Vorschläge der Oppositions-
parteien. (TT)

MCI nicht an UMIT übersiedeln

Liste Fritz
Rechteck



Innsbruck – Mitten in der 
Nacht wird Evy Mages aus ih-
rem Bett gerissen, in ein Auto 
gesetzt und stundenlang durch 
das Land gefahren. Es ist De-
zember 1973, Weihnachten ist 
gerade vorüber. Als die Acht-
jährige an ihrem Ziel ankommt, 
steigt sie verängstigt die Stein-
treppen zu dem hellgelb gestri-
chenen Haus hinauf. Sie weiß 
nicht, warum ihre Pflegemut-
ter sie weggeschickt hat. Vor 
allem aber weiß sie nicht, dass 
sie am Anfang eines viermona-
tigen Martyriums steht, das sie 
ihr ganzes restliches Leben ver-
folgen wird: eiskalte Duschen 
als Bestrafung fürs Bettnässen, 
stundenlanges nächtliches In-
der-Ecke-Stehen, das Nieder-
spritzen mit Medikamenten, 
wenn sie nicht spurt.

Die Kinderbeobachtungs-
station wird als Außenstel-
le der Klinik für Psychiatrie 
betrieben, befindet sich in 
einem stattlichen Haus im 
Innsbrucker Stadtteil Hötting. 
Landläufig ist das Gebäude 
als „Vogl-Villa“ bekannt, be-
nannt nach der Leiterin der 
Einrichtung, der Psychiate-
rin und Heilpädagogin Maria 
Nowak-Vogl. Von 1954 bis zu 
ihrer Pensionierung 1987 hat 
sie dort die Universalmacht: 
Sie leitet die Einrichtung, be-
handelt die Patienten, schreibt 
die Befunde und entscheidet 

darüber, was weiter mit ihnen 
geschieht. Lange Zeit wird das 
im Land und an der Universität 
nicht angezweifelt.

Christian Herbst muss 85 Ta-
ge in der „Vogl-Villa“ aushal-
ten, 85 Tage voller psychischer 
Angriffe, unerlaubter Medika-
mententests und „Sonderbe-
handlungen“, wie es der Un-
terländer beschreibt.

„Nowak-Vogl hat Vergnügen 
daran gefunden, den Kindern 
ihren schweren Schlüsselbund 
mit voller Wucht ins Gesicht zu 
werfen, wenn sie etwas nicht 
,richtig‘ gemacht haben“, er-
zählt der heute 62-Jährige. „Es 
war die Hölle auf Erden. Das 
einzige Ziel dieser Frau war es, 
uns Kinder zu brechen.“

Auch dem Kufsteiner haben 
sich die eiskalten Duschen, die 
Spritzen, die Schläge ins Ge-
dächtnis gebrannt. Besonders 
traumatisiert hat ihn aber ein 
Vorfall nach seinem Aufent-
halt: „Ein Freund von mir hat 
sich umgebracht, als er erfah-
ren hat, dass er noch einmal 
zurück in die Villa soll. Er war 
14 Jahre alt.“

Jahrelang terrorisiert die 
Innsbrucker Ärztin ihre min-
derjährigen Patienten mit ei-
nem ausgeklügeltem System 
aus Erniedrigung, körperlicher 
Züchtigung und der Verabrei-
chung diverser Medikamen-
te, jahrelang bleibt sie dabei 
unbehelligt. Die Psychiaterin 
gilt sogar als Expertin auf ih-
rem Gebiet, wird für Fach-
expertisen zu Rate gezogen, 
geehrt und ausgezeichnet. Erst 
gegen Ende ihrer Wirkungszeit 
wird die Kritik an ihren Vorge-
hensweisen lauter, eine rich-
tige Aufarbeitung findet aber 
erst viele Jahre später statt.

3654 Krankengeschichten 
von der ehemaligen Kinder-
beobachtungsstation lagern 
im Tiroler Landesarchiv. 
Knapp 260 ehemalige Patien-
ten wurden bis dato entschä-
digt. „Im Jahr 2023 wurden 
insgesamt 9000 Euro an zehn 
Personen ausbezahlt. Im Jahr 
2024 bis dato insgesamt 4000 
Euro an drei Personen“, heißt 

es seitens der zuständigen So-
ziallandesrätin Eva Pawlata. 
Die Summen reichten bisher 
von 500 bis 25.000 Euro. Eine 
Kommission bewertet jeden 
einzelnen Sachverhalt nach 
Schwere, Dauer und Folgen 
der Übergriffe. Seit Jahren 
kämpft Christian Herbst da-
für, dass der systematische 
psychische und physische 
Missbrauch in der Vogl-Vil-
la für alle Betroffenen gleich 
entschädigt wird. Er trifft sich 
regelmäßig mit einer Gruppe 
von Opfern. „Wir sind rund 40 
Personen, darunter Leute mit 
Alkoholproblemen, Depres-
sionen, Tablettensucht. Die 
Gruppe ist stark belastet von 
dem, was passiert ist.“

Selbst hat er 1000 Euro Ent-
schädigung erhalten „für 85 
Tage Martyrium“, wie er kopf-
schüttelnd erzählt. Die Kom-
mission könne nur auf Basis 
der Krankenakten entschei-
den, kritisiert der Tiroler. Was 
fehlt, ist seiner Ansicht nach 

„Sie lassen uns bruchstückhaft zurück“
In der Innsbrucker Kinderbeobachtungsstation hat die Psychiaterin Maria Nowak-Vogl über Jahrzehnte 

Kinder und Jugendliche misshandelt. Bis heute kämpfen die Opfer um eine einheitliche Entschädigung. 

Die ehemalige „Vogl-Villa“ ist heute wieder ein Privathaus. „Das Böse spürt man dort aber immer noch“, ist Christian Herbst überzeugt. Foto: TT/Rita Falk

Evy Mages 

(ehem. Patientin) 

„Warten die Ver-
antwortlichen 

darauf, dass wir alle 
wegsterben? Jetzt wäre 
die Zeit, zu handeln.“
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Den ganzen 

Longread zum 

„Grauen in 

der Vogl-Villa“ 

finden Sie hier:

eine Vorgabe des Landes an die 
Kommission. 

„Eine ,automatische‘ Ent-
schädigung oder die Einfüh-
rung pauschaler Grundbeträge 
war zu keinem Zeitpunkt vor-
gesehen, da die Schilderungen 
der Betroffenen aufgrund ihrer 
Unterschiedlichkeit individu-
ell betrachtet werden müssen“, 
erklärt Pawlata. Ergänzend 
könne auch eine Therapie in 

Anspruch genommen werden, 
die Stunden dafür seien unbe-
grenzt, streicht sie hervor.

„Alleine diesen Bericht zu 
schreiben, das verursacht bei 
den Opfern eine Retrauma-
tisierung. Ich vermisse auf 
politischer Ebene die nöti-
ge Sensibilität, wie man mit 
Missbrauchsopfern umgeht“, 
kritisiert Landtagsabgeordne-
ter Markus Sint (Liste Fritz). 
Mit seiner Partei wagt Sint im 
Mai vergangenen Jahres einen 
neuen Anlauf für eine einheit-
liche Entschädigung, bringt im 
Landtag einen Antrag ein. „Die 
jetzige Situation ist höchst un-
befriedigend. Es geht um ein 
politisches Signal, das das Land 
aussenden muss. Es geht nicht 
um Schadenersatz, sondern 
darum, dass man den Opfern 
signalisiert, dass nicht einer 
mehr wert ist als der andere.“

Herbst und Mages halten 
den Umgang für zynisch. „Ist 
jemand weniger traumatisiert, 
weil er nur 30 Tage in dieser 

Horror-Anstalt war anstatt 
85?“, fragt sich Herbst. „Als wir 
in der Kinderbeobachtungs-
station waren, wurde so Wert 
darauf gelegt, dass wir keine 
Beziehung zueinander auf-
bauen, keine Freundschaften 
zulassen“, fasst Mages zusam-
men. „Es blieb alles bruch-
stückhaft. Und das Gleiche 
passiert jetzt: Sie lassen uns 
bruchstückhaft zurück.“ (rena)
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dazu braucht es auch Herz
und Hausverstand. Das ist
unser Credo“, betonte sie.
Statt einem Parteipro-
gramm präsentierte die Lis-
te Fritz außerdem auf 138
Seiten und in 20 diversen
Themenfeldern viele Stand-
punkte und neue Ideen.

B eim gestrigen Bürgertag
der Liste Fritz in der Vil-

la Blanka in Innsbruck wur-
de Andrea Haselwanter-
Schneider in ihrer Funktion
als Parteiobfrau bestätigt –
und zwar mit 96%. Verände-
rungen gab es hingegen im
Vorstand. Dieser wurde auf
zehnMitglieder erweitert.
„Die Menschen in Tirol
haben es sich verdient, dass
man sich für sie einsetzt. Sie
wollen Lösungen, sie wollen
gehört werden“, sagte Ha-
selwanter-Schneider, „mitt-
lerweile sind wir die einzige
ehrliche, transparente und
bürgernahe Kraft der Mit-
te.“ Die ÖVP betrachte die-
ses Land mehr denn je als
ihr „Eigentum“, das müsse
endlich ein Ende haben.
„Wir üben Kontrolle aus,

Haselwanter-Schneider

96 Prozent stimmten gestern erneut

für Andrea Haselwanter-Schneider

Obfrau von Liste Fritz
klar wiedergewählt
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D ie Hochschulver-
tretung der priva-

ten Landesuniversität 
UMIT in Hall unterstützt 
die Ernennung des neu-
en interimistischen 
Rektors. Sie sieht den 
Wechsel an der Spit-
ze der Universität als 
neue Chance. „Wir als 
ÖH stehen hinter der 
Entscheidung, beto-
nen jedoch gleichzeitig, 
dass die Studierenden 
in zukünftige Entschei-
dungen der Universität, 
insbesondere in Bezug 
auf die Qualität der Leh-
re, stärker eingebun-
den werden müssen“, 
betont der Vorsitzende 

der Hochschülerschaft 
Mark Foord.

Für Foord gab es mit 
dem abgelösten Rekto-
rat keine Gesprächsba-
sis oder Zusammenar-
beit. „Die Lehrqualität 
hat direkte Auswirkun-
gen auf die Studieren-
den und sollte daher 
ein zentrales Thema der 
universitären Gremien-
arbeit sein“, so die Vor-
sitzenden der ÖH. „Wir 
fordern eine engere Zu-
sammenarbeit zwischen 
der Universitätsleitung, 
den Gesellschaftern und 
den Studierendenver-
tretern, um gemeinsam 
eine positive Entwick-

lung der Lehrstandards 
sicherzustellen.“

D ie Obfrau des Bür-
g e r f o r u m s / L i s t e 

Fritz Andrea Haselwan-

ter-Schneider wurde 
beim gestrigen Bürger-
tag der Liste Fritz mit 96 
Prozent der Delegierten-
stimmen wiedergewählt. 
Rund 100 Mitglieder wa-
ren gekommen. Hasel-
wanter-Schneider sprach 
von einem überwältigen-
den Vertrauensbeweis. 
„Die Menschen in Tirol  
haben es sich verdient, 
dass man sich für sie mit 
Herz und Hausverstand 
einsetzt.“ (pn)

Politik am Sonntag

Keine Zusammenarbeit: 
ÖH begrüßt Wechsel

Die private Hochschule des Landes, die UMIT in Hall, wird derzeit interimistisch geführt. Von 
Rektorin Sandra Ückert haben sich Land und Uni Innsbruck einvernehmlich getrennt. Foto: Falk








